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Erster  Teil 

Die Grundlagen der Leistungskondiktion 

§ 1: Einleitung 

I . Rätselhafter § 8121 S. 2 2. Alt. 

Schon vor ihrem Inkrafttreten  schien die Vorschrift  für Fehldeutun-
gen geradezu prädestiniert. Ohne die Kenntnis von Anwendungsbei-
spielen, so klagte Collatz 1 damals, könne niemand erraten, was es 
bedeutet: „ . . . wenn der  mit  einer  Leistung  nach dem Inhalt  des 
Rechtsgeschäfts  bezweckte  Erfolg  nicht  eintritt  (§  812 I S.2 2.AU.BGB)." 

Das Rätselraten fand bis heute kein Ende. Ohne Widerspruch konnte 
Esser 2 feststellen, kein anderer Bereicherungsanspruch werde seinem 
Wesen und seiner Bedeutung nach so oft mißverstanden. Der Ratlosig-
keit gegenüber der dogmatischen Struktur dieser Bestimmung ent-
spricht die Unsicherheit über ihren Anwendungsbereich. 

Dabei fehlt es gewiß nicht an Interpretationsversuchen. Manche8 

sehen in § 812 I S. 2 2. A l t . das gemeinsame Grundprinzip aller Lei-
stungskondiktionen. Andere halten die Bestimmung lediglich für ein 
„historisches Überbleibsel"4, für das es keine echten Anwendungsfälle 
gebe5. Während Locher 6 hier den gesetzlich geregelten Ausgangspunkt 
für die Lehre von der Geschäftsgrundlage gefunden zu haben glaubte, 
w i rd heute der Rechtsprechung7 vielfach vorgeworfen,  sie habe den 
Anwendungsbereich des § 812 I S. 2 2. A l t . auf Fälle erstreckt, die in 

1 Ungerechtfertigte  Vermögensverschiebung, 1899, S. 14. 
2 SchR (2. Aufl.), § 192, 2 S. 793; vgl. auch Söllner,  AcP 163, 23; Bern-

hardt,  S. 1. 
8 z .B. Zeiss,  AcP, 164, 54; ders.,  JZ 1963, 8; Schwarz,  Grundlage, S. 224ff.; 

Jung,  Das Wesen, S. 58; ders.,  JherJb 69, 164; Locher,  AcP 121, 37, 58 ff. 
4 v.  Caemmerer,  FS Rabel, S. 346; ähnlich Batsch,  NJW 1973, 1640 („Fossil"). 
6 van Gelder  /  Leinemann,  JuS 1965, 32 f. F N 10. 
• AcP 121, 1 ff.,  48 f., 107. 
7 z. B. RGZ 132, 238; vgl. auch RGZ 169, 249; BGH, MDR 1952, 43. 
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Wahrheit nach den Grundsätzen des Wegfalls der Geschäftsgrundlage 
zu lösen seien8. Der Gesetzgeber9 hatte bei der Formulierung des § 812 I 
S. 2 2. A l t . die condictio ob causam datorum10 vor Augen, die auf die 
condictio causa data causa non secuta11 des römischen Rechts zurück-
geht. 

I I . Keine rechtsgeschichtliche Lösung 

Es liegt nahe, die Bedeutung dieses Kondiktionstypus aufgrund einer 
rechtsgeschichtlichen Analyse erfassen zu wollen. Diesen Weg sind vor 
allem Schwarz 12 und Söllner 18 gegangen. So wertvol l die dabei gewon-
nenen Erkenntnisse im Einzelfall auch sein mögen14 — eine hinreichen-
de Klärung von Funktion und Anwendungsbereich der Vorschrift  kann 
die rechtsgeschichtliche Betrachtungsweise allein nicht liefern. Gerade 
die Bereicherungsdogmatik war lange genug durch traditionsbeladene 
Terminologie und Denkweise in ihrer Weiterentwicklung gehemmt. 
Auch die Vorstellungen des Gesetzgebers15 haben nur noch historischen 
Wert. 

I I I . Ziel der Arbeit 

Erfolgversprechender  ist eine Antwort auf die Frage, wie § 812 I S. 2 
2. A l t . sich in das Gesamtsystem der ungerechtfertigten  Bereicherung 
einfügt Ausgangspunkt der vorliegenden Untersuchimg ist daher die 
Klärung der allgemeinen Struktur der Leistungskondiktionen und ih-
rer gemeinsamen Elemente. 

Ziel der Arbeit ist es, ein geschlossenes Konzept der Leistungskon-
dikt ion vorzulegen. Es soll sachgerechte Lösungen dadurch ermögli-
chen, daß es ein nahtloses Ineinandergreifen  mi t anderen Hechtsinstitu-
ten des Schuldrechts gewährleistet und dem § 812 I S. 2 2. A l t . einen 
eigenständigen Funktionsbereich zuweist. 

8 Vgl. v.  Caemmerer,  FS Habel, S. 347; Söllner,  AcP 163, 31 ff.;  Esser,  SchR 
BT, § 103 I I S. 355 f.; Larenz,  SchR BT, § 69 I I S. 422. 

9 Vgl. Protokolle, Bd. I I , S. 682 ff.,  692 f. 
1 0 Titelüberschrift  des Codex Just. [C 4, 6]. 
1 1 Titelüberschrift  i n den Digesten [D 12, 4]; zur Deutung des Ausdrucks 

vgl. Bor&,  S. 2 f.; Staudinger  /  Seufert,  § 812 Rn. 18, F N **; i m Text w i r d 
gelegentlich die ebenfalls gebräuchliche Bezeichnung „condictio ob rem14 

verwendet. 
1 2 Grundlagen, S. 117 ff. 
1 8 AcP 163, 23 ff. 
1 4 So etwa die Qualif izierung des „bezweckten Erfolges" als nicht erzwing-

bare Gegenleistung; siehe dazu i m einzelnen unten I I . Teil , § 4, I I I . , 3., b), 
cc). 

" Vgl. Protokolle, Bd. I I , S. 693. 
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§ 2: Die Rechtsnatur des Herausgabeanspruchs 

I . Echter Bereicherungsanspruch 

1. Ausgleichsansprüche wegen ungerechtfertigter  Bereicherung sind 
Ansprüche aus einem gesetzlichen Schuldverhältnis. Sie entstehen ex 
lege mit Vorliegen der gesetzlichen Tatbestandsvoraussetzungen. Auch 
§ 812 I S. 2 2. Al t . normiert der Rechtsnatur nach einen echten Bereiche-
rungsanspruch. Das ist heute allgemein anerkannt1. 

2. Die abweichende Auffassung  Leonhards 2 konnte sich nicht durch-
setzen. 

a) Leonhard hält den Herausgabeanspruch wegen Zweckverfehlung 
für einen vertraglichen Rückgabeanspruch3. Er beruhe auf einer st i l l -
schweigenden Nebenklausel und sei demjenigen aus Rücktritt ver-
wandt. Die bei der Leistung erklärte Zweckbestimmung sei als Partei-
vereinbarung zu qualifizieren, derzufolge der Vertrag bei Nichteintritt 
des Erfolges wieder aufgehoben werden soll. 

b) Diese Auffassung  findet im Wortlaut des § 812 I S. 2 2. Al t . keine 
Stütze. Gegen sie spricht vor allem die systematische Stellung der 
Anspruchsgrundlage im BGB. Daß auch die Verfasser  des Gesetzes 
nicht von seinen Vorstellungen ausgingen, räumt Leonhard selbst ein4. 
Neue dogmatische Einsichten rechtfertigen  seine Interpretation ebenso-
wenig wie praktische Bedürfnisse. 

Wird die Zwecksetzung als stillschweigender Auflösungsvertrag  in-
terpretiert 5, so setzt das voraus, daß die Parteien den Erfolgsausfall  in 
Rechnung gestellt haben und diese Vorstellung in ihrer rechtsge-
schäftlichen Vereinbarung konkludent zum Ausdruck brachten. Für 
diesen Fall unterwirf t  § 820 den Empfänger einer verschärften  Haftung. 
Der Gesetzessystematik nach handelt es sich hierbei erkennbar um eine 
Ausnahme gegenüber der bloßen Haftung im Rahmen des § 818 I I I . 
Nach Leonhards These müßte dagegen jeder Anspruch aus § 812 S. 2 
2. Al t . notwendigerweise der verschärften  Haftung des § 820 unter-
liegen. 

Leonhard erläutert seine Lehre an dem Beispiel, daß jemand dem 
Bräutigam seiner Tochter ein Motorrad schenkt. Aus der — sti l l -
schweigenden — Zweckbestimmung des Geschenkes ergebe sich, daß 
dieses bei Auflösung der Verlobung zurückzugewähren sei. 

1 Statt al ler: Esser,  SchR BT, § 103 I I S. 354; Söllner,  AcP 163, 28 ff. 
2 Bes. SchR, S. 512 ff. 
3 Ebd., S. 524 f. 
4 Ebd., S. 527. 
5 Ebd., S. 525. 

2 Welker 


